
Numerus clausus kein Mittel 
gegen Numerus clausus

Die gesamten Ausgaben in der Bun­
desrepublik Deutschland für das 
Schul- und Bildungswesen, kein 
Zehntel der sogenannten Verteidi­
gungsausgaben, werden in Europa 
nur noch von Portugal unterboten. 
Die Volksschulen, Gymnasien und

Universitäten sind katastrophal über­
füllt, bei jedem Übergang zu einer 
weiterführenden Schule ist ein Eng­
paß, den man bei der letzten Stufe, 
den Hochschulen, durch Numerus 
clausus zu regeln versuchte. Stu­
dienrichtungen wie Pharmazie und

Zahnmedizin waren nach dem Kriege 
nie ohne Zulassungsbeschränkungen. 
In den 60er Jahren wurden aufgrund 
der „Aktion 1. Juli“ gegen den Bil­
dungsnotstand die Gymnasien erwei­
tert, um die Zahl der Abiturienten zu 
steigern. Die Kultus -und Finanz­
ministerien leugneten trotz glaub­
hafter Kapazitätsberechnungen, daß 
der Hochschulausbau entsprechend 
vorangetrieben werden müsse. Die 
Folge davon war eine katastrophale 
Überfüllung der Hochschulen mit den 
damit verbundenen miserablen Stu­
dienbedingungen. Inzwischen sind 
fast alle Studienrichtungen mit Aus­

nahme solcher Fächer, wie Theologie 
und Indiologie, mit Numerus clausus 
belegt. Das im Grundgesetz garan­
tierte Recht auf Bildung und freie 
Berufswahl ist längst zur Farce 
geworden.

Es sind allerdings inzwischen nicht 
nur die Studenten, die gegen Zu­
lassungsbeschränkungen angehen. 
Die Schüler, die direkt Betroffenen, 
versuchen nun durch spontane Aktio­
nen wie Fernbleiben vom Unterricht, 
Demonstrationen, Arbeitsgruppen 
und Diskussionen ihr Recht zu er­
kämpfen. Schüler kleiner Gymna-
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sien auf dem Lande fahren in die 
Großstädte, um gemeinsame Protest­
aktionen zu organisieren. Es wurden 
schon vor längerer Zeit Petitionen 
an die Kultusministerien geschickt, 
in denen wirksame Gegenmaßnah­
men gegen den Numerus clausus 
gefordert wurden.

Nach dem jetzigen Vorgehen der 
Schüler bequemte sich der hessische 
Kultusminister von Friedeburg zu 
einer Stellungnahme, in der er die 
Sorge der Schüler wegen des Nume­
rus clausus teilt und gleichzeitig das 
organisierte Fernbleiben vom Unter­
richt für kein geeignetes Gegenmittel 
hält. Friedeburg teilt außerdem das 
Unbehagen über das gegenwärtig 
praktizierte Zulassungsverfahren und 
will andere Auslesemöglichkeiten 
prüfen. Damit sind unter anderem eine 
zusäztliche, zentral gestellte Rei­
feprüfung und ein bewertetes „Vor­
semester“ gemeint: blöder geht es 
wohl nicht mehr, da steht doch schon 
wieder — entsprechend dem Vordi­
plom der Fakultät Elektrotechnik an 
der THD — im voraus fest, wieviel 
durchfallen müssen. Gegen derartige 
geplante Numeri clausi ist allerdings 
das Bestreiken des Unterrichts eine 
viel zu schwache Arznei.

Der Studienzweig Inform atik
Falsche S tu d e n te n ta k tik  im  G ründungsausschuß In fo rm a tik

Vor anderthalb Jahren wurde vom 
Bonner Wissenschaftsministerium ein 
ehrgeiziges Programm gestartet: die 
Informatik. Angesichts der rapiden 
Entwicklung der computer sciences 
in den USA und deren enormer in­
dustriellen Verwertbarkeit — „eine 
Industrie mit Zukunft“ — beschloß 
man, die deutsche Computer-Indu­
strie mit staatlicher Hilfe aufzupäp­
peln. Der Bedarf an diplomierten In­
formatikern wurde auf 1500 pro Jahr 
festgesetzt. Zum Vergleich: Etwa so- 
viele fertige ET-Diplomingenieure 
verlassen heute jährlich alle bundes­
deutschen Hochschulen.
Wie das so üblich ist, wenn die In­
dustrie die Anlaufinvestitionen für 
neue Produktionen scheut, hatte 
Vater Staat Rat parat: Das machen 
die Hochschulen. 12 Hochschulen und 
Universitäten, darunter die TH 
Darmstadt, durften in die Informatik 
einsteigen. Sie sollen Informatiker 
ausbilden und in großzügig dimen­
sionierten Instituten Grundlagenfor­
schung machen.
Bei der attraktiven Geldquelle — 
die Finanzierung erfolgt im Rahmen 
eines Bund-Länder-Abkommens, wo­
bei Bonn den überwiegenden Teil
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und Examen eine studienbeglei­
tende Leistungskontrolle ohne 
Notengebung, gemischt als Grup­
pen- und Einzeltests, keine Ab­
schlußprüfung (wer genügend 
Lehrveranstaltungen mit Erfolg 
durchlaufen hat, erhält das Di­
plom);

•  bis auf einige Grundlagenfächer 
in Mathematik, Physik und E- 
Technik weitgehende Wahlfreiheit 
der Studienfächer, begleitet von 
einer ständigen Studienber £ßg;

•  die Anschaffung einer Groi-lRh- 
neranlage mit allen technischen 
Möglichkeiten;

•  die Gründung einer Fakultät für 
Informatik;

•  eine eigene professionelle Ver­
waltung für diese Fakultä|®m  
die uneffektive Nebentätigkeit 
des Kleinkram-Bearbeitens den 
Professoren bzw. Dekanen abzu­
nehmen;

•  bei der Raumbeschaffung Einpla­
nung nicht nur der Räume für das 
Gruppenstudium, sondern auch 
von Arbeitsplätzen für die Stu­
denten („Jedem Studenten Ar­
beitstisch und Spind in der Hoch­
schule“) wie auch von Räumen 
für die Kollegialorgane der Fa­
kultät, der Fachschaft usw.

Der Senat zeigte sich von dem Re­
formeifer überrascht, gab dem Me­
morandum seinen Segen und setzte 
einen drittelparitätischen besetzten 
Gründungsausschuß Informatik (GAI) 
ein. Was bisher unverbindlicher Spaß 
war, wurde damit Ernst. Die konserva­
tiven Ordinarien Piloty, Wedekind 
und Gaede, von denen zumindest die 
beiden ersten ganz großes Inter­
esse an der Informatik haben, ver­
zichteten wegen der Drittelparität 
als konsequente Darmstädter Mani­
festier zunächst auf die Mitarbeit 
im GAI und vertrauten auf die Wir­
kung des kursierenden Spruches: 
Ohne Piloty und Wedekind geht es 
einfach nicht.

nungsquerelen nichts produzierte, 
schaltete sich das Direktorium, vor 
allem Beck, ein und stellte sich als 
Ordinarienersatz für die diversen 
Verhandlungen in Bonn und Wies­
baden vorsorglich zur Verfügung. 
Soweit war es allerdings noch nicht. 
Immerhin beruhigte sich die Stim­
mung im Rumpf-GAI soweit, daß er 
mit seiner eigentlichen Arbeit, der 
Gründungsvorbereitung für eine neue 
Fakultät, begann.
Einige Studenten und Assistenten 
hatten schließlich die Idee, zwei full- 
time-Koordinatoren anzuheuern, die 
im Auftrag des GAI Informationen 
sammeln, Verhandlungen führen 
und die Arbeit erledigen, für die die 
ehrenamtlichen GAI-Mitgfieder keine 
Zeit finden. Die Koordinatoren sol­
len gut bezahlt werden — Zeitver­
trag in Anlehnung an die Regelbe­
züge eines Ordinarius — und die 
Verwaltung für die Informatik schnell 
ankurbeln.
Einer der beiden soll Computer- 
Fachmann sein und aus der Industrie 
kommen, der andere sofl ein hoch- 
schulpolitisch versierter Organisator 
sein und kann aus der Hochschule 
kommen; beide sind gleichberech­
tigt. Der Verwaltungsrat hat die 
Stellen für die Koordinatoren, 
Sekretärinnen, Amtsboten und die 
Räume bereits beantragt; sobald 
Wiesbaden grünes Licht gibt, wer­
den die Koordinatorenstellen aus­
geschrieben.
Die ersten Mittel und Stellen für 
Lehrer und Forscher — Professoren, 
Lehrassistenten und Forschungs­
assistenten — sind ebenfalls vom 
Verwaltungsrat beantragt. Über die 
Besetzung der Berufungsausschüsse 
für Informatik-Professoren war es 
bereits im Senat zu heftigen Kon­
troversen gekommen, als die Senats-
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Zweite Hochschule in Darmstadt
Am 16. Dezember 1969 legte der 
hessische Kultusminister von Friede­
burg den Entwurf für ein Hessisches 
Fachhochschulgesetz vor.
Zusammen mit dem Hochschul-, Uni- 
versitäts- und Kunsthochschulgesetz­
entwurf soll es noch in diesem Jahr 
vom Landtag verabschiedet werden. 
Diese Gesetze sollen langfristig da­
zu dienen, eine integrierte Gesamt­
hochschule vorzubereiten.
Das Hochschulgesetz enthält allge­
meine Bestimmungen, die für den 
gesamten Hochschulbereich — also

Universitäten, Kunst- und Fachhoch­
schulen — gelten sollen. Es bestimmt 
die Aufgaben der einzelnen Hoch­
schulteile, regelt deren Zusammen­
arbeit, sagt aus, wie sich die Ge­
samthochschule entwickeln soll und 
enthält die Bestimmungen über die 
Studentenschaften aller Hochschul­
bereiche. Die übrigen drei Gesetz­
entwürfe enthalten die Bestimmun­
gen für die einzelnen Hochschulbe­
reiche. Diese Vorschriften weichen 
sehr stark voneinander ab. Das als 
dritter Entwurf vorgelegte Fachhoch­
schulgesetz sieht vor, daß in Darm­
stadt, Frankfurt, Gießen und Kassel 
Fachhochschulen (FHS) errichtet 
werden.
Die Fachhochschule Darmstadt soll 
folgende Fachbereiche erhalten: 
Architektur, Bauingenieurwesen, Ma­
schinenwesen, Elektrotechnik, Mathe­
matik und Datenverarbeitung, Natur­
wissenschaften, Sozial-, Rechts- und 
Kultuswissenschaften, Sozialpädago­
gik und Pädagogik (musisch-tech­
nischer Bereich).
In der Fachhochschule sollen die 
Staatliche Ingenieurschule für Bau­
wesen, Chemie und Maschinenwe­
sen, das Pädagogische Fachinstitut 
Jugenheim und die Staatliche Höhere 
Fachschule für Sozialpädagogik auf­
gehen.
Die gemeinsamen Ausschüsse von 
Fachhochschulen und Universitäten 
(in Darmstadt Fachhochschule und 
Technische Hochschule) wirken bei
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Verweigerung des AStA-Beitrags
Der Hessische Kultusminister hat sei­
nen Erlaß vom 8. 10. 1969 zurückge­
nommen, in dem die Kanzler der 
vier Hessischen Hochschulen ver­
pflichtet wurden, nur solche Studen­
ten rückmelden zu lassen, die ihre 
AStA- und Sozialbeiträge gezahlt 
hatten. Dieser Erlaß war wegen der 
zur Rückmeldung vorbereiteten Ge­
bührenrechnungen nicht durchführ­
bar. Inzwischen sind die Rektoren 
durch einen neuen Erlaß aufgefordert 
worden, die Beitragsverweigerer 
aus der Liste der Studenten zu strei­
chen.
Diese Maßnahme ist zulässig, da 
zwar nach der „Gebührenordnung 
für die Studierenden“ eine Beitrei­
bung der Beiträge nicht möglich’ ist, 
andererseits aber nach § 19 Absatz 3 
der „Allgemeinen Vorschriften für

S ta tt O rd in a r ie n  
K o o rd in a to ren

Die GAI-Assistenten glaubten den 
Spruch und richteten den Ordinarien 
mit studentischer Hilfe ein Veto im 
GAI ein, worauf diese solange mit­
arbeiteten, bis der von den studen­
tischen GAI-Mitgliedern zu Hilfe 
gerufene Senat das Veto wieder 
strich. Die Assistenten Neßen in 
einer Harmonisierungshysterie nichts 
unversucht, die Ordinarien und Stu­
denten an einen Tisch zu bringen, 
knobelten immer verrücktere Paritä­
ten aus, wechselten sogar ihre Ver­
treter auf Wunsch der Ordinarien 
aCis und fielen immer wieder den 
Studenten in den Rücken. Die GAI- 
Studenten mauschelten kräftig mit — 
siehe die kuriose Veto-Geschichte — 
und fielen immer wieder herein.
Da der GAI außer Geschäftsord-

der Anlaufkosten trägt — zierte sich 
die THD nicht groß. Der Senat bil­
dete eine Kommission, die Darm- 
stadts Möglichkeiten, Fähigkeiten 
und Wünsche abgrenzen sollte. 
Nachdem der Versuch einiger kon­
servativer Ordinarien, die Informatik 
nach hergebrachten Mustern im Hau­
ruckverfahren zu installieren, von 
den studentischen Kommissionsmit­
gliedern verhindert worden war, 
wurde ein vorwiegend auf studenti­
schen Vorstellungen beruhendes 
Memorandum zur Einführung der In­
formatik erarbeitet, das einige Re­
formen im Studienbetrieb und in der 
Organisation als zwingend für die 
Einrichtung dieses Wissenschaftsbe­
reiches vorsah:
•  konsequente Abkehr von den tra­

ditionellen Lehrveranstaltungen 
(Großvorlesungen, Massenbetrieb 
in Übungen und Praktika), statt- 
dessen Studium in kleinen Grup­
pen;

•  statt der üblichen Prüfungen und

die Studierenden der wissenschaft­
lichen Hochschulen des Landes Hes­
sen“ der Rektor einen Studenten aus 
der Matrikel streichen kann, wenn er 
die Gebühren des laufenden Seme­
sters nicht bezahlt.
Die vier Hessischen Rektoren haben 
inzwischen geschlossen — wenn auch 
offensichtlich aus verschiedenen 
Gründen — gegen diesen Erlaß W i­
derspruch erhoben. Während man 
beim Frankfurter Rektor einigerma­
ßen sicher sein kann, daß er auf die­
se Weise seinen AStA aushungern 
will, fürchtet das Darmstädter Direk­
torium wohl mehr die Unverhältnis­
mäßigkeit des Mittels und um sein 
liberales Image. Es ist allerdings zu 
erwarten, daß das Land nach seinem 
vierten diesbezüglichen Erlaß nun 
endlich Taten sehen will.
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den folgenden Angelegenheiten mit: 
Übergang der Studenten von einer 
Hochschule zur anderen, Studien­
ordnungen, Studienprogramme, Ord­
nungen der Hochschulprüfungen und 
Berufung der Fachhochschullehrer. 
Diese Ausschüsse haben die Auf­
gabe, Studium und Lehre von Uni­
versität und Fachhochschule aufein­
ander abzustimmen. Die Fachhoch­
schulen erhalten keinen generellen 
Forschungsauftrag, wie ihn die Uni­
versitäten haben (Einheit von For­
schung und Lehre). Der Gesetzent­
wurf sieht vor, daß Forschungs- und 
Entwicklungsaufgaben nur wahrge­
nommen werden können, wenn der 
„Bildungsauftrag der FHS gefördert“ 
und ihr „Lehrauftrag nicht beein­
trächtigt“ wird. Der Bildungsauftrag 
sagt aus, daß eine auf Erkenntnissen 
der wissenschaftlichen Forschung 
beruhende Bildung, die zu selbstän­
diger und verantwortlicher Tätigkeit 
im Beruf befähigt, vermittelt werden 
soll.
Die Fachhochschulen sind im Gegen­
satz zur Universität keine Körper­
schaften des öffentlichen Rechts. Im 
Gesetzentwurf heißt es ziemlich un­
klar, daß die Rechte und Pflichten 
einer Körperschaft wahrgenommen 
werden können.
Der Gesetzentwurf sieht vor, daß 
sich die FHS eine Satzung geben. 
In dieser Satzung werden die Fach­
hochschulen kaum eigene Ideen ver­
wirklichen können, denn das Gesetz

Zweite Hochschule

schreibt Strukturen, Aufgaben und 
Besetzung der einzelnen Organe 
peinlich genau vor.
Die FHS wird durch einen Rektor, 
der auf 6 Jahre gewählt wird, einen 
Prorektor und einen Verwaltungs­
direktor geleitet. Die Stellung des 
Rektors ist ähnlich stark wie die des 
Präsidenten in der Universität, denn 
er kann rechts- oder sachwidrige 
Beschlüsse der Fachhochschulorgane 
aussetzen und auf Abhilfe dringîn. 
Das Kultusministerium entscheidet 
dann beim Nichtzustandekommen 
einer Einigung. Der Rektor wird in 
allen Organisations- und Struktur­
fragen vom Rat der FHS beraten. 
Bindende Weisungen kann der Rat 
nicht erteilen. Der Konvent be­
schließt über die grundsätzlichen An­
gelegenheiten der FHS. Er wählt 
den Rektor und den Prorektor, be­
schließt über die Satzung, entschei­
det über einen Numerus clausus und 
über Fragen der Hochschulreform, 
nimmt den Rechenschaftsbericht des 
Rektors entgegen und berät über 
den Entwurf des Haushaltsvoran­
schlags.
Die Fachbereiche „pflegen die an­
gewandten Wissenschaften“ und 
sind für die Ausbildung der Studen­
ten verantwortlich. Sie sorgen da­
für, daß die Studenten die in den 
Prüfungsordnungen vorgesehenen 
Studienzeiten einhalten.
Die Zusammensetzung der Organe 
ist einheitlich geregelt. Der Lehr-

körper (Fachhochschullehrer, Fach­
hochschuldozenten, sonstige haupt- 
und nebenamtliche Lehrer) besetzen 
2/s der Sitze, die Studenten erhalten 
Vs der Sitze. Diese „Drittelparität“ 
kann mit der an der Hochschule 
nicht verglichen werden, da an der 
FHS die Gruppe der Assistenten 
nicht vorhanden ist.

Für Rat und Fachbereichskonferen­
zen ist keine Öffentlichkeit vorge­
sehen. Nur der Konvent tagt für die 
FHS-Angehörigen öffentlich. Mit ein­
facher Mehrheit kann diese Öffent­
lichkeit ausgeschlossen werden. 
Zugelassen zum Studium an der 
FHS wird, wer die Hochschulreife, 
eine fachgebundene Hochschulreife 
oder die Fachhochschulreife besitzt. 
Ein Numerus clausus wird von der 
FHS erlassen, soweit dies „mit 
Rücksicht auf die Aufnahmefähigkeit

Der Landesverband Hessen des 
Studentenverbandes Deutscher In­
genieurschulen (SVI-LVH) weist in 
seiner Kritik zum Entwurf eines 
Fachhochschulgesetzes darauf hin, 
daß erst durch die Protestaktionen 
der Ingenieurschulstudenten eine 
intensive Diskussion über die 
Funktion der Ingenieurschulen und 
deren zukünftige Stellung im tertiä­
ren Bereich des Bildungswesens be­
gann. In der grundsätzlichen Kritik 
an der bisherigen Ausbildung an 
den Ingenieurschulen wird festge­
stellt, daß sie nicht mehr den 
Ansprüchen einer demokratischen 
und hochtechnisierten Gesellschaft 
entspricht. Verurteil! werden dfe 
starren Berufsbilder des Ingenieurs, 
die straffe Reglementierung des 
Studiums, der Lehrinhalte und Lehr­
methoden, die es den Ingenieur­
schulabsolventen nicht ermöglichen, 
sich an die ständig veränderten An­
forderungen der Technik und der 
Gesellschaft anzupassen. Durch die­
sen Zustand und die geringen sozi­
alen Leistungen für die Studenten 
im Vergleich zur Universität seien 
vor allem die sozial schlechter ge­
stellten Schichten betroffen.
Der vom Kultusminister von Friede­
burg vorgelegte Fachhochschulge­
setzentwurf wird vom Landesver­
bandsvorsitzenden des SVI, Bernd 
Riege, an vier Kriterien gemessen:

•  Echte Integration der Ingenieur­
schulen in den Hochschulbereich

•  Zuerkennung der Rechtsform der 
Körperschaft des öffentlichen 
Rechts für die Fachhochschulen

•  Neuregelung der Eingangsvor­
aussetzungen mit der Schaffung 
einer zwölfjährigen rein schuli­
schen Vorbildung als Eingangs­
voraussetzung für die Fachhoch­
schulen

•  Paritätische Beteiligung der Stu­
denten an den Entscheidungen 
der Fachhochschulen.

Die Bildung eines Gesamthoch­
schulsystems scheint für die Inge­
nieurschulstudenten ohne eine gene­
relle Neuordnung des Sekundärschul­
wesens nicht möglich. Deshalb halten 
sie die vorliegenden Gesetzent­
würfe im Hochschulbereich für un­
zureichend. Die Gefahr, daß die Uni-

der FHS erforderlich ist“. Die Stu­
dienzeit (sechs Semester) gliedert 
sich in Studienjahre, Grund- und 
Hauptstudium. Studenten, die eine 
Zwischenprüfung mit einem guten 
Ergebnis abgelegt haben, können an 
der Universität weiterstudieren. Das 
gilt auch für Studenten, die schon 
die allgemeine Hochschulreife haben

Neben dem Entwurf für ein Fach­
hochschulgesetz, das die gesetzliche 
Grundlage für die zukünftige Um­
wandlung der Ingenieurschule bildet, 
veröffentlichte das Kultusministerium 
seine Vorstellungen zur sofortigen 
Studienreform an den Ingenieur­
schulen.
Dieser Entwurf soll eine Reform der 
Bildungsprozesse unter Berücksichti­
gung bildungs- und gesellschafts­

wechseln, wenn sie die Zwischen­
prüfung an der Fachhochschule be­
standen haben.
Besonders stark wenden sich die In­
genieurschulstudenten gegen die 
Aufteilung des Studiums in Grund- 
und Fachstudium mit einer Zwi­
schenprüfung. Diese Aufteilung wür­
de nur dazu dienen, die Fachhoch­
schulstudenten für drei Semester von 
der Universität auszuschließen. Eine 
inhaltliche Trennung in Grund- und 
Fachstudium sei nicht gerechtfertigt. 
Gefordert wird ein fließender Über­
gang zur Universität, der jederzeit 
auf der Grundlage von erbrachten 
Studienleistungen möglich sei muß. 
Die innere Struktur der Fachhoch­
schulen im Entwurf des Kultusmini­
sters wird in mehreren Punkten kri­
tisiert:

•  Die Gleichheit in der Rechtsstel­
lung mit den Universitäten ist 
nicht vorgesehen. Die Struktur 
der Selbstverwaltung weicht stark 
von der der Universität ab. Eine 
Integration in eine Gesamthoch­
schule wird dadurch unnötig er­
schwert.

•  Die Stellung des Rektors läßt 
eine wirkungsvolle Kontrolle 
durch Konvent und Fachbereiche 
nicht zu.

•  Die Beteiligung der Studenten mit 
einem Drittel (Lehrkörper zwei 
Drittel) in den Selbstverwaltungs­
organen scheint nur für eine 
Übergangsregelung sinnvoll, so­
lange, bis eine neue Personal­
struktur gefunden ist.

•  Private Fachhochschulen werden 
abgelehnt.

•  Die Abschaffung der Studenten­
schaft in dem vorgesehenen Hoch­
schulgesetz wird den geschlos­
senen Widerstand aller Studen­
tenschaften hervorrufen.

Eine detaillierte Stellungnahme zum 
Entwurf eines Fachhochschulgeset­
zes des Kultusministeriums wollen 
die Ingenieurschulstudenten als Pe­
tition dem Landtag vorlegen.
Die Dozenten der Ingenieurschulen 
stimmen in ihrer Kritik an dem Ent­
wurf v. Friedeburgs in den wesent­
lichen Punkten mit den Ingenieur­
schulstudenten überein. Besondere 
Aufmerksamkeit fanden die Vorstel­
lungen des Kultusministeriums zur 
Neuordnung der Struktur des Lehr­
körpers, die nicht garantiert, daß 
alle Dozenten auch Fachhochschul­
lehrer werden. Die hessischen Inge­
nieurschuldozenten wollen erreichen, 
daß mit dem Anheben der Ingenieur­
schule zur Fachhochschule auch ihre 
Stellung automatisch angehoben 
wird.

politisch relevanter Gesichtspunkte 
einleiten.
Kultusminister von Friedeburg geht 
von Grundsätzen aus, die nur be­
grüßt werden können:

•  Bedeutend größere Freizügig­
keit beim Studium

•  Erhebliche Veränderung der Lehr­
inhalte

Studierende nach Stellung des Vaters
EIN VERGLEICH DER ST A A TL.  IN 6 EN IE U R S C H U L E FÜ R M A S C H I N E N ­

BAU UN D  E L E K T R O T E C H N I K  IN D A R M S T A D T  M I T  D E N  W I S S E N ­
S C H A F T L I C H E N  H O C H S C H U L E N  IN  D E R  B U N D E S R E P U B L I K

Stel lung im E rw erb s leb en Anteil von Studierenden nach der Anteil dermönnl.

A u s b i l d u n g
Stellung des V a ters  ( in X ) E rw e rb s -

ING.SCHULE 69/70 H0CHSCH. 1965 * ) personen (in X)

Selbständige 6 3 0 ,2 14,6
Angestellte } 36 3 0 .3 21.0
Akadem iker uP.nsionäre 3 5 .4 3.6
Beamte u. Rentner 11 32,1 6,9
Arbeiter 41 5,3 55 .4
Sonstige 1 - -

ohne Angabe od. Vater verstorben 5 - -

* >  Ergibt nicht 100 X . z.B. da Akademiker Beamte, Angestellte usw. sein können.

Gemeinsame Sprache
Die sich abzeichnende Entwicklung zur 
Gesamthochschule aus Ingenieurschulen, 
höheren Fachschulen und wissenschaft­
lichen Hochschulen muß begrüßt wer­
den. Die Struktur des geplanten Sy­
stems — dokumentiert durch Hodi- 
schule, Universitäts- und Fachhoch­
schulgesetzentwürfe der Landesregie­
rung — läßt jedoch eine Entwicklung 
erkennen, mit der eine Studentenschaft, 
die sich an einem emanzipativen Wis­
senschaftsverständnis orientiert, nicht 
einverstanden sein kann.
Die Trennung in wissenschaftliche 
Hochschulen und Fachhochschulen be­
steht nicht nur in der Organisation, 
sondern auch im Inhalt. Die historische 
Aufspaltung in wissenschaftliche Bil­
dung und berufsbezogene Ausbildung 
bleibt erhalten, obwohl es sich gezeigt 
hat, daß Produktion, Vermittlung und 
Anwendung von Wissenschaft eng mit­
einander verbunden sind. Deshalb ist 
eine Trennung in zwei Hochschulsyste- 
me mit unterschiedlichem Auftrag ab­
zulehnen. Die gegenüber dem heutigen 
Zustand verbesserte Durchlässigkeit 
zwischen den Hochschulen wird dazu 
führen, daß der Weg in der Regel von 
der Universität zur Fachhochschule 
geht: für die Studenten, die aus der 
Universität herausgeprüft worden sind. 
Mit diesem verdeckten Numerus clau­
sus soll die Überfüllung der Universi­
täten abgewendet werden. Nur durch 
einen gemeinsamen Kampf von Inge­
nieurschul- und TH-Studenten kön­
nen die technokratischen Vorschläge der

hessischen Kultusbürokratie verhindert 
oder wenigstens abgeschwächt werden. 
Deshalb muß die Zusammenarbeit zwi­
schen den Studentenschaften der Darm­
städter Ingenieur- und Höheren Fach­
schulen mit der Studentensd*fc der TH 
entschieden intensiviert w fl^^i. 
Erfolgreiche Aktionen lassen sich nur 
durchführen, wenn eine einheitliche 
Auffassung über die anzustrebende Ge­
samthochschule vorhanden ist.
Um dieses Ziel zu erreichen, müssen 
sich die Ingenieurschul- und TH-Stu- 
denten gegenseitig über ihr Hochschul­
system und ihre Reformvorstellungen 
informieren. Eine gemeinsame Sprache 
zu finden, wird dann noch schwierig 
sein, da die Studentenschaften sich aus 
sehr verschiedenen gesellschaftlichen 
Schichten rekrutieren und auch deshalb 
noch viele Vorurteile abzubauen sind. 
Studentenschaften und ASten der 
Darmstädter Ingenieurschulen und der 
Technischen Hochschule haben bisher 
wenig unternommen, um die gegensei­
tige Information und Kommunikation 
zu verbessern. Die Kräfte, die ihre 
alten Privilegien behalten wollen und 
für eine technokratische Hochschulre­
form eintreten, können sich freuen, daß 
es in Darmstadt weder zur Erarbeitung 
von gemeinsamen Konzepten zur Ge­
samthochschule noch zu einem ge­
schlossenen politischen Vorgehen der 
Studentenschaften gegen die Hochschul-, 
Universitäts- und Fachhochschulgesetz­
entwürfe des Hessischen Kultusmini­
steriums gekommen ist.

Klassenunterricht. . .

S tudenten und D ozenten  
k ritis ie re n  F rie d e b u rg e n tw u rf

und ihr Studium an einer FHS be­
gonnen haben. Wer die Abschluß­
prüfung an einer FHS bestanden hat, 
ist berechtigt, an einer Hochschule 
(sprich Universität) weiterzustudie­
ren. Teile des FHS-Studiums können 
auf diese Studienzeit angerechnet 
werden.
Die interessierten Verbände, Dozen­
ten und Studenten der Ingenieur- 
und Höheren Fachschulen wurden 
vom Kultusminister aufgefordert, 
eine Stellungnahme abzugeben.

versitäten auf Kosten der Fachhoch­
schulen entlastet werden und dann 
wieder die unteren Bevölkerungs­
schichten betroffen sind, scheint un­
vermeidlich.
Wi^fcenig durchdacht die Neurege- 
lun^Wi der Eingangsvoraussetzungen 
für den gesamten Hochschulbereich 
und die Konzeption einer Gesamt­
hochschule im vorgelegten Fach­
hochschulgesetzentwurf sind, zeigt 
sich bei der Zulassung der Bewer­
ber mit allgemeiner Hochschulreife. 
Ihnen wird die Befähigung zum Stu­
dium an den Universitäten nach der 
Hälfte des Fachhochschulstudiums 
nochmals ausgesprochen; d. h. sie 
dürfen zur Universität erst über-

. . . als Seminar bezeichnet

Ingenieurschul-,,Reform//

Fortsetzung auf Seite 6
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Hochschulbau in Hessen
W ie man baut, wie man bauen sollte

Wie es im Moment aussieht, wird das Hochschulbauförderungsgesetz in diesem Jahr 
endlich die Möglichkeit schaffen, den seit langem überfälligen Ausbau der Hochschulen 
wenigstens zu beginnen. Spätestens jetzt muß also entschieden werden, wie die Hoch­
schulen von morgen aussehen sollen.

Um in Erfahrung zu bringen, welche Fortschritte im Hochschulbau erzielt worden sind, ob 
diese Fortschritte bei den Neubauten berücksichtigt werden und insbesondere wie sie in 
Darmstadt berücksichtigt werden, sind wir in die Neubaugebiete der Universitäten Mar­
burg und Gießen gefahren und haben uns von den zuständigen Universitätsbauämtern 
ihre Konzeptionen erklären lassen.

Heute kennen wir weder die Gesamtstudentenzahlen der kommenden Jahrzehnte noch die 
Entwicklung der Anzahl der Studenten in den verschiedenen Fachbereichen. Wir kennen 
erst recht nicht die Besucherzahlen einzelner Lehrveranstaltungen. Wir wissen nicht, 
wann man endlich an den Hochschulen zu effektiveren Lehrmethoden übergehen wird. 
Deshalb müssenl wir von den neuen Hochschulbauten fordern, daß sie allen denkbaren 
Entwicklungen angepaßt werden können. Diese Überlegungen führten uns zum Haupt­
kriterium unserer Beurteilung: Hochschulbauten müssen so konstruiert werden, daß auch 
nach ihrer Fertigstellung die Raumaufteilung jederzeit verändert werden kann, und daß 
Räume später noch mit neuen Versorgungsleitungen versehen werden können, beides 
mit möglichst geringem Aufwand an Arbeitszeit und Geld.

M a rb u rg e r  System
Die Planungs- und Entwicklungs­
gruppe des Marburger Universitäts­
neubauamtes ging den mit Abstand 
konsequentesten Weg. Ihr System, 
dessen Grundlagen von Anfang 1961 
bis Ende 1962 erarbeitet wurden, 
geht von einer amorphen Struktur 
aus. Ihr Ziel war es, eine größtmög­
liche Variabilität (Möglichkeit, die 
Raumanordnung zu verändern) und 
Flexibilität (Möglichkeit der Verän­
derung der Installationen) zu er-

nimmt die horizontalen Schubkräfte 
auf. Außerdem befinden sich in ihm 
die Hauptversorgungs- und Abfluß­
leitungen für alle Stockwerke und 
ständige Einrichtungen wie Fahr­
stühle, Toiletten usw. Von den senk­
rechten Hauptversorgungsleitungen 
im Kern werden die Versorgungs­
leitungen für die einzelnen Stock­
werke horizonal weggeführt.
Die Wände für innen und außen sind 
elementiert; das heißt, sie werden

Marburger System

reichen. 1964 wurden zunächst 2 Ver­
suchsgebäude errichtet; eines davon 
bezog das Universitätsneubauamt. 
Das dem Rohbau zugrunde liegende 
statische Prinzip ist denkbar ein­
fach. Kurz kann man es so beschrei­
ben: es werden quadratische „Tische“ 
mit einer Kantenlänge von 7,20 m 
aneinandergesetzt. Diese „Tische“ 
können auf ein Fundament in belie­
biger Anordnung nebeneinander und 
übereinander bis zu 8 Stockwerken, 
jeweils Säule auf Säule, gestellt 
werden. Zur Errichtung des Rohbaues 
benötigen die Marburger ca. 30 bis 
40 verschiedene Normteile. Sie wer­
den in einer Feldfabrik in der Nähe 
des Neubaugebietes hergestellt.
Ein Ortbetonkern, der normalerwei­
se in der Mitte des Gebäudes steht,

G ie ß en er System
Das Gießener Universitätsbauamt 
entwickelte von 1962 bis Ende 1964 
ein eigenes System, dessen Grund­
idee es war, Laborräume mit mög­
lichst flexibler Installation zu schaf­
fen. Das statische Prinzip ist das der 
Großtafelbauweise, das heißt, die 
Außenwände sind tragend. Auf ihnen 
und auf dem Ortbetonkern liegt die 
Decke. Die Außenwände und die 
Deckenplatten werden als Fertigteile

Gipswände voneinander abgetrennt; 
sie sind nicht tragend und nicht zer­
störungsfrei versetzbar. Dem gan­
zen Gebäude liegt ein Grundraster 
von 62,5 cm zugrunde (Oktametri- 
sches System von Neufert, Darm­
stadt). Eine Musterachse, das heißt 
ein Laborraum, wurde zunächst er­
richtet und von einer Reihe ver-

schiedener Institute, die darin einige 
Zeit untergebracht waren, getestet. 
Dadurch, daß das ganze System auf 
die Errichtung von Laborräumen ab­
gestimmt ist, muß es für andere 
Verwendungszwecke jeweils abge­
ändert werden; es wäre unsinnig, 
große Installationsschächte zum Bei­

D a rm s tä d te r System

spiel in Büroräumen anzubringen. 
Deshalb erwägt das Gießener Uni­
versitätsbauamt auch, einige Gebäu­
de im Marburger oder einem ande­
ren System zu errichten. Das Bau­
amt selbst befindet sich bereits in 
einem Gebäude nach dem Marbur­
ger System.

LABORTECHNIK
DARMSTADT

Fachgeschäft
für Laboratoriumsbedarf 

Apparate und Geräte tür Wissenschaft 
und Technik, Glasbläserei 

D arm stadt
Lauteschlägerstraße 3 • Telefon 71030

Bei der Entwicklung des Darm­
städter Systems (von Ende 1963 bis 
1965) standen ähnliche Gedanken 
wie in Marburg im Vordergrund. 
Davon ausgehend entwickelte man 
unter Zeitdruck, da möglichst bald 
gebaut werden sollte, ein statisches 
System, das wie das Gießener auf 
einem Raster von 7,50 m aufbaut. 
In die Eckpunkte des Rasters wird 
jeweils eine Säule gesetzt. Über 
die Säulen werden U-förmige Unter­
züge gelegt, die die Deckenplatten 
tragen. Die horizontalen Schubkräfte 
werden durch einen Ortbetonkern 
aufgefangen, an den sich die Ge­
bäudeteile lehnen. Von ihm aus ge­
hen wie in Marburg die Versorgungs­
leitungen horizontal in die einzelnen 
Stockwerke. Auch beim Darmstädter 
System besteht die Möglichkeit, die 
Räume durch vorgefertigte Wand­
teile, die zerstörungsfrei versetzbar 
sind, abzuteilen. Bei den bisherigen 
Bauten wurde davon jedoch selten 
Gebrauch gemacht, da Kalksand­
steinwände nur etwa V3 so viel wie 
variable Wände kosten. Man geht 
von der Annahme aus, daß die Wän­
de, wenn überhaupt, nur in großen 
Zeitabständen versetzt werden.
Die Richtigkeit dieser Annahme muß 
bezweifelt werden. Wenn bisher die 
Wände wenig umgestellt wurden, 
liegt das gewiß daran, daß es ohne 
Zerstörung und Schmutz nicht mög­
lich war. Zweifellos ist es nicht nö­
tig, alle Wände aus versetzbaren 
Fertigteilen zu bauen. Denn der 
Platzbedarf in Büroräumen und Do­
zentenzimmern wird sich auch über 
längere Zeit kaum ändern. Aber es 
gibt viele Räume für Arbeitsgebiete, 
deren Entwicklungen man nicht im 
voraus durch verhältnismäßig starre 
Raumaufteilung verhindern sollte.
Da die Unterzüge beim Darmstädter 
System im ganzen Gebäude in einer 
Richtung verlaufen und sie für die 
Installation nur verhältnismäßig klei­
ne Löcher aufweisen, bietet es sich 
bei Kreuzbauten, wie sie z. B. bei 
den Mehrzweckgebäuden auf dem 
Arheilger Parkplatz vorgesehen sind, 
an, Laborräume in die Flügel in 
Längsrichtung der Unterzüge zu le­
gen. In die quer dazu liegenden Flü­
gel können dann Büro- und Arbeits­
räume gelegt werden, für die wenige 
Installationen ausreichen. Wie das 
Gießener braucht auch das Darm­
städter System nur drei Grundfertig­
teile.
Für die im Bau befindliche Chemie 
wurde das Grundraster auf 60 cm 
Seitenlänge verkürzt (wie Marbur- 
ger System), weil die Laboreinrich­
tungen für chemische Institute in den 
diesem Raster entsprechenden Grö­
ßen geliefert werden. Außerdem 
mußte das System für die Chemie- 
Gebäude auch deshalb geändert 
werden, weil das Anbringen der vor­
geschriebenen Fluchtbalkone beim 
ursprünglichen System Schwierig­
keiten machte.
Nachdem es für die Chemie erfor­
derlich war, das Grundraster auf das 
international gebräuchliche zu än­
dern, sollten auch alle folgenden 
Bauten in diesem Maßsystem er-

H ö rsa a lb a u te n

aus einer Reihe von Fertigteilen zu­
sammengesetzt, die über- und ne­
beneinander befestigt werden. Da­
durch, daß die Wände keine tragen­
de Funktion haben und daß sie in 
Einzelteile zerlegbar sind, können 
an beinahe jeder beliebigen Stelle 
Fenster- oder Türteile eingesetzt 
werden. Der Innenausbau erfolgt auf 
einem Bandraster, dem ein quadra­
tisches Raster von 60 cm Seitenlänge 
zugrunde liegt. Damit wird den Ent­
wicklungen in der internationalen In­
dustrie und den Empfehlungen der 
OECD (Organisationen für Wirt­
schaftliche Zusammenarbeit und Ent­
wicklung) Rechnung getragen. Roh­
bau- und Ausbauraster liegen so 
übereinander, daß Ausbau- und Roh­
bau nicht kollidieren können.

aus Fabriken geliefert. Die schwer­
sten dieser Teile haben ein Gewicht 
von 9 t.
Um die Installation in den Labor­
räumen so einfach wie möglich zu 
gestalten, werden in der Längsachse 
alle 3,12 m Installationsschächte aus 
Fertigteilen montiert. An die Schäch­
te können die Labortische sehr ein­
fach angeschlossen werden.
Die Räume werden durch verfugte

Das Marbu^^k" System besticht da- richtet. Für diesen Zweck sind die 
durch, daß bis ins letzte Detail Versorgungsvorrichtungen sehr gut 
durchdacht ist. Sämtliche Ausstat- geeignet. Die Variabilität der Räume 
tungsgegenstände für die Räume ist jedoch in großem Maße einge- 
fügen sich in Größe und Aussehen schränkt. Deshalb hat das Gießener 
gut ein. Allerdings kann man sich Bauamt von vornherein keine zer- 
vorstellen, daß die Architektur etwas störungsfrei versetzbaren Wände 
langweilig wirkt, wenn sehr viele eingebaut, sondern solche aus Gips- 
Gebäude in diesem System neben- platten, die wesentlich billiger sind, 
einander stehen. Das sagt aber Wenn man das Gießener System auf 
nichts gegen die hervorragende andere als Laborgebäude übertra- 
Funktionalität des Systems. gen will, treten Schwierigkeiten auf,
Das Gießener System ist von seiner die neue Konstruktionen’ erfordern. 
Entwicklung her hauptsächlich auf Auch die in diesem System errichte-

Fortsetzung nächste Seite

behaglich 
warm 
und sooo 
bequem

hat man’s mit der modernen

Elektro-
Speicher-
Heizung
Die Aufladung der Geräte 
erfolgt mit verbilligtem Strom 
nachts und auch am Tage.
Die Wärme wird im Kern 
gespeichert und je nach Bedarf 
entnommen. Das alles geschieht 
vollkommen automatisch.

HESSISCHE ELEKTRIZITATS-AG

richtet werden. Denn einerseits wer­
den auch die Laboreinrichtungen für 
andere Fachrichtungen hauptsächlich 
in diesen Maßen hergestellt, ande­
rerseits erhielte man sich so die 
Möglichkeit des problemlosen Aus- 
tauschens der Einrichtungsgegen­
stände.

Sowohl in Marburg, Gießen als auch 
in Darmstadt werden noch Hörsaal­
gebäude für die herkömmliche Lehr­
form mit Vorlesung und Übung ge­
baut. Zwar macht man sich einige 
Gedanken über neue Methoden, 
unter anderem auch deshalb, weil 
Hörsäle nicht in den sonst verwende­
ten System^* erstellt werden kön­
nen. Den El^Pbhluß, vom Hörsaalbau 
gänzlich abzukommen, können aber 
nicht die Bauämter treffen, sondern

er muß von den Hochschulen durch 
eine Änderung der Unterrichtsform 
eingeleitet werden. Da abzusehen 
ist, daß man über kurz oder lang von 
Großvorlesungen abkommen wird, 
sollten die Bauämter bestrebt sein, 
Hörsäle so zu bauen, daß sie mit 
möglichst geringem Aufwand durch 
Einziehen von Zwischendecken in 
Institutsräume umgewandelt werden 
können.

V o rte ile , N ach te ile
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ten Gebäude wirken recht eintönig. 
Das Darmstädter System versucht 
die wesentlichen Vorteile des Mar- 
burger und Gießener Systems zu 
vereinigen, führt sie aber nicht kon­
sequent genug durch. In der Archi­
tektur allerdings bietet es mehr 
Möglichkeiten als die beiden ande­
ren, die bei zukünftigen Gebäuden 
ausgespielt werden sollen. Die an­
zustrebende Variabilität wird durch

Papier-und Zeidienwaren 
Spezialgeschäft für Hochschulbedarf

Karl Weiss
Lautesdilägerstraße 6 

direkt an der Hochschule 
Telefon 73412

Durchgehend geöffnet von 8-18 Uhr

das Einziehen von gemauerten Wän­
den stark eingeschränkt. Über die 
Installationsmöglichkeiten wurde oben 
schon gesprochen.
Weil das Darmstädter System unter 
Zeitdruck entwickelt wurde, ist es 
bei weitem noch nicht so ausgereift, 
wie das Marburger. Es wäre besser 
gewesen, hätte man die ersten Ge­
bäude zunächst in einem anderen 
System errichtet und das eigene in

Ruhe zu Ende entwickelt. 
Kostenmäßig ist das Gießener Sy­
stem das günstigste, zumindest so­
lange es auf den Laborbau be­
schränkt bleibt. Das Marburger ist 
am teuersten; in diesem Preis sind 
aber im Gegensatz zu den anderen 
variable Wände enthalten.
Die Hochschulbauämter sollten also 
überlegen, ob sie für bestimmte 
Bauten die Systeme aus den be­
nachbarten Städten übernehmen. 
Bei entsprechender Abstimmung 
könnte dies auch eine Belebung 
und Verschönerung der Architektur 
bewirken.

K o o rd in a tio n
Die Zusammenarbeit zwischen den 
Hochschulbauämtern sowohl in Hes­
sen als auch erst recht im Bundes­
gebiet war zunächst weitgehend auf 
private, freundschaftliche Kontakte 
beschränkt. Seit einigen Jahren be­
stehen jedoch Arbeitskreise auf 
Bundesebene, die eine Koordination 
fördern sollen. Außerdem sammelt 
das Zentralarchiv für Hochschulbau 
(Stuttgart) die wesentlichen Daten 
der einzelnen Bausysteme und ver­
mittelt sie weiter.
In diesem Zusammenhang stellt sich

die Frage, ob es nicht sinnvoll ge­
wesen wäre, zumindest in den hessi­
schen Universitätsstädten Darmstadt, 
Gießen und Marburg nach einem 
System zu bauen. Diese Frage 
stand am Anfang der 60er Jahre zur 
Diskussion. Man entschied sich aber 
dann dafür, jedes Universitäts- und 
Hochschulbauamt zunächst sein 
eigenes System entwickeln zu las­
sen. Dadurch wurde eine Konkurrenz­
situation geschaffen, die sich auf die 
Entwicklungen nicht negativ ausge­
wirkt hat. Außerdem erwies sich, 
daß durch Produktion der Fertigteile 
in höheren Serien deren Preise 
nicht unter ein Minimum hätten ge­
senkt werden können. Es wäre aber 
jetzt an der Zeit, daß sich Kultus­
ministerium und Finanzministerium 
Gedanken machten, ob jede Hoch­
schule alles in ihrem eigenen Sy­
stem bauen soll oder ob man die 
Systeme für bestimmte Gebäude 
untereinander austauscht. Gießener System

Von ad-hoc zu ad-hoc
Hochschulausbau nach dem  K rieg  /  N ach tw e id e  n u r d rittb e s te  Lösung

Vor dem zweiten Weltkrieg verfügte 
die Technische Hochschule Darm­
stadt über eine Nettonutzfläche von 
54 500 qm, bei etwa 2000 Studenten. 
Als die RAF-Bomber nach dem 
Großangriff im September 1944 wie-

Großhörsäle für das Gruppenstudium
Die P lanung o r ie n tie rt sich an  d e r Hochschule von gestern

Jede Konzeption neuer Gebäude 
und Räume geht von dem zur Zeit 
bestehenden Bedarf aus. Wieweit 
eine Zunahme der Studentenzahlen 
mitberücksichtigt wird, ist unklar, 
zumindest was die Berechnungs­
grundlage dieser Zahlen anbetrifft.

Bestes Beispiel: Biologie.
Die Biologen bezogen 1966 ihre 
neuen Gebäude, die für eine jähr­
liche Aufnahmekapazität von 30 Stu­
denten geplant waren. Inzwischen 
sind dort 190 Studenten zuviel imma­
trikuliert, und es herrschen entspre­
chende Zustände. Die Nachfrage ist 
mittlerweile auf das Vierfache der 
Aufnahmekapazität angestiegen. Ob-

wohl Berechnungen der zu erwar­
tenden Abiturientenzahlen Vorlagen, 
hat man sich entweder nicht danach 
gerichtet, oder diese Berechnungen 
waren falsch, da die Mobilisierung 
der sogenannten Bildungsreserven 
nicht berücksichtigt worden war, oder 
man hat sich nicht um Entwicklungs­
tendenzen dieser Fachrichtung in 
Darmstadt gekümmert.
Die Konzeption der Raumaufteilung, 
-große und -gestaltung hängt aber 
nicht nur von der Anzahl der Stu-

denten ab, sondern auch insbeson­
dere von den Veranstaltungstypen, 
die dort stattfinden sollen, also von 
der Konzeption der Lehrformen. Die 
gegenwärtig in der Planung berück­
sichtigten Typen rekrutieren sich da­
bei aus Massenvorlej^Bgen (Säle 
mit 500 Plätzen), Vor^Kngen (80— 
150 Plätze), Seminaren, Praktika. 
Während nun eifrig auf dieser 
Grundlage geplant bzw. schon ge­
baut wird, steht die Grundlage selbst 
schon längst in Frage^ßer zaghafte 
und erfolglose Pro^^P einzelner 
Hochschullehrer gegen die Massen­
vorlesungen (nicht mehr als 120 Hö­
rer!) hat sich in den Hochschulen 
auf breiterer Basis lautstark und 
offenbar erfolgversprechender breit­
gemacht.
Mittlerweile wird die herkömmliche 
Vorlesung in Frage gestellt, denn 
seit der Erfindung der Buchdrucker­
kunst kann ihre Funktion der Stoff­
und Wissensvermittlung von Büchern 
wahrgenommen werden. Damit ver­
lagert sich der Schwerpunkt der Lehre 
auf die Betreuung der Studenten 
während deren aktiver Auseinander­
setzung mit dem Stoff, dem Lösen 
von Aufgaben und Problemen. 
„Gruppenstudium“ ist das Schlag­
wort.
Während hier eine Entwicklung im 
Gange ist, werden die Praktika im 
wesentlichen unverändert beibehal­
ten. Immerhin sind Ansätze vorhan­
den, Aufbau und Form der Praktika 
zu ändern, und solche Bestrebungen 
werden sich vermutlich auch auf 
ihren Stellenwert und damit ihre zeit­
liche Ausdehnung im Studium er­
weitern. Dadurch wird dann freilich 
der Bedarf an Praktikumsräumen be­
einflußt, so daß im Extremfall diese 
Räume leerstehen oder aber nur ein 
Bruchteil der benötigten Räume zur 
Verfügung steht.
Die Diskrepanz zwischen der der 
Bauplanung zugrunde liegenden Be­
darfsberechnung und dem tatsäch­
lichen Bedarf aufgrund solcher Ent-
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Wicklungen läßt sich am „Gruppen­
studium“ und seiner Entwicklung 
deutlich erkennen.
Die Übungen der Massenvorlesun­
gen fanden zunächst geschlossen im 
gleichen großen Saal statt wie die 
Vorlesungen, d. h. im Schnitt betrug 
die Belastung dieses Saales pro 
Veranstaltung 6 Stunden/Woche. 
Diese Belastung wurde um 2 auf 4 
Stunden verringert, als die „Grup­
penübungen“ eingeführt wurden; da­
für wurden nun sehr viele kleinere 
Säle für bis zu 40 Hörer benötigt. 
Diese Säle waren natürlich nicht in 
ausreichender Zahl vorhanden, die 
Gruppenübungen fanden in den um­
liegenden Schulen statt. Inzwischen 
gehen die Bestrebungen weiter; es 
werden Vorlesungen mit dem Ver­
hältnis 2 Vorlesungsstunden zu 4 
Übungsstunden ins Auge gefaßt, was 
eine weitere Entlastung der großen 
Hörsäle um 2 Stunden bedeuten 
würde. Der nächste Schritt ist die 
Beschränkung der Hörerzahl auf 
maximal 50 und damit das völlige 
Abkommen von großen Hörsälen.
Die Tendenz ist also deutlich: große 
Hörsäle werden überflüssig, der Be­
darf an kleinen, möglichst in der 
Größe veränderlichen Räumen steigt 
enorm.
Was aber geschieht? Immer noch 
werden Hörsäle geplant und gebaut, 
die für 500—600 Hörer konzipiert sind 
(der Bund unterstützt umsichtiger­
weise nur solche Projekte für we­
niger als 700 Hörer). Es wird ein 
enormer technischer Aufwand ge­
trieben, wo mit einfachsten Mitteln 
kleine Räume befriedigend ausge­
stattet werden könnten, es wird mit 
der Form von Amphitheatern der 
Raum auf eine Funktion, die Massen­
vorlesung, fixiert, wo mehrere um­
strukturierte Räume mit variablen 
Wänden als Vorlesungs-, Arbeits-, 
Sitzungs-, Aufenthalts- und Büro- 
und Praktikumsräumen verfügbar 
wären.
Gerade hierdurch könnte einiges 
gutgemacht werden, was bisher 
mangels hinreichender Bedarfsfest­
stellungen in allen Bereichen und 
Gruppen der Hochschulen versäumt 
wurde.
So könnten die oft vergessenen 
Aufenthaltsräume für das nichtwis­
senschaftliche Personal auch nach­
träglich in hinreichender Größe be­
reitgestellt werden. Die Fakultäten 
sollten eigene Räume für die Sitzun­
gen ihrer Gremien erhalten, und nicht 
zuletzt können mehr Arbeisträume 
für Studenten zur Verfügung stehen.

der abdrehten, hatten sie ganze Ar­
beit geleistet: in der Hochschule 
lag — abgesehen von Teilen des 
Hauptgebäudes und der gegenüber­
liegenden Institute — kein Stein 
mehr auf dem anderen. Gerade 
12 000 qm konnten nach einigen Auf­
räumungsarbeiten wieder nutzbar 
gemacht werden.
Im Jahre 1948 installierte die Hessi­
sche Staatsbauverwaltung, eine 
Dienststelle des Hessischen Finanz­
ministeriums, in Darmstadt ein 
„Staatliches Hochschulbauamt“, um 
den Wiederaufbau besser voran­
bringen zu können. Planungsziel 
waren damals 86 000 qm für 4000 
Studenten. Diese Studentenzahl 
wuj^e, lange bevor der Raum erstellt 
w ^ B  schon überschritten. Bereits 
1953 wurde das Raumprogramm auf 
100 000 qm Nettonutzfläche aufge­
stockt. Denn natürlich ging der Auf­
bau langsamer vonstatten als auf 
dem Papier: 1955, als man das 
Rjfcprogramm abermals auf 110 000 
qÄRifstockte, wurde erst einmal die 
Wiederaufbauphase abgeschlossen, 
nach der 53 000 qm zu Verfügung 
standen, etwa so viel, wie vor dem 
Krieg, allerdings für etwa doppelt so 
viele Studenten.
Nach Abschluß des Wiederaufbaus 
ging man in zwei Vierjahresplänen 
(1955—58, 1959—62) daran, die ge­
planten Neubauten zu verwirklichen. 
Die anvisierte Nutzfläche von 110 000 
qm wurde aber erst1967 erreicht. Wie­
der hatten indessen die Studenten­
zahlen alle Planungen weit überholt. 
Anfangs der sechziger Jahre war 
allerdings endgültig klar geworden, 
THD einmal mehr als 4000 Studen-

ten haben würde.
Als Neubaugebiete für die Aussied­
lung von Teilen der Hochschule stan­
den das Lichtwiesengelände und ein 
Gelände an den Müllersteichen, süd­
lich des Eisenbahndreiecks am Nord­
bahnhof, zur Debatte. Das zweite, 
wesentlich näher und verkehrstech­
nisch günstiger zum Kerngebiet lie­
gende Gelände bot den Vorteil, daß 
man sichi dort praktisch bis zum 
Martinsviertel ausbreiten konnte, 
dem Kernbereich entgegen, der ja 
immer weiter ins Martinsviertel hin­
einwächst.
Es war allerdings etwas teurer, die­
sen besonderen Geschmack zu ent­
wickeln: ein Gutachten sagte aus, 
daß Teile des Baugeländes sich nur 
mit einigen Mehrkosten in der von 
der Hochschule geforderten Ge­
schoßzahl bebauen lassen würden. 
Dieser Sachverhalt gab den Anhän­
gern der Hochschule im Grünen, die 
1950 zu kurz gekommen waren, wie­
der Oberwasser. Nach langem Rin­
gen vor und hinter den Kulissen — 
die Front ging mitten durch die Pro­
fessoren — fiel 1963 die Entschei­
dung für den Campus auf der Nacht­
weide.
Das Baugutachten mußte dabei 
offensichtlich nur als Vorwand die­
nen, denn etwa um die gleiche Zeit 
schickte Nordrhein-Westfalen sich 
an, mitten im Bergschädengebiet 
von Bochum-Querenburg eine zehn­
stöckige Ruhr-Universität aus dem 
Boden zu stampfen.
Und so werden seit 1967 die Aus­
baupläne der Hochschule auf der 
Lichtwiese in Beton gegossen, die 
Hochschule ist endgültig auseinan­

Darmstädter System (Chemie)

daß der Kernbereich der Stadt nicht 
genügend Erweiterungsmöglichkei­
ten für die Hochschule bot.
Schon zehn Jahre vorher, 1950, war 
einmal eine vollständige Verlegung 
der Hochschule an den Stadtrand 
diskutiert und vom Senat abgelehnt 
worden. Die Gelegenheit wäre da­
mals günstig gewesen, denn es wa­
ren noch nicht viele Gebäude wie­
der aufgebaut. Damals schien aber 
niemand damit zu rechnen, daß die

dergerissen, denn an ein Aufgeben 
des Kernbereichs ist beim heutigen 
Stadium des Ausbaus nicht mehr zu 
denken, die THD ist zur Hälfte Cam­
pus, zur Hälte integriert. Und wie­
der läuft man der Zeit hinterherher: 
wenn sich in etwa zehn Jahren die 
Nutzfläche der Hochschule gegen­
über dem Vorkriegsbestand etwa 
vervierfacht hat, wird die Studenten­
zahl auf mindestens das fünf- bis 
sechsfache angewachsen sein.
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Studenten sollten auch irgendwo wohnen
In D a rm s ta d t w erd e n  im  H e rb s tl5 0 0 S tu d e n te n  k e in e  U n te rk u n ftfin d e n

Das Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft 
und die Länder haben Sofortprogramme zum Ausbau 
der Universitäten kreiert. Der Numerus clausus soll ab­
geschafft werden, heißt es. Diese geplanten Sofortmaß­
nahmen waren weniger aus der Erkenntnis entsprungen, 
daß es kein akzeptables Auswahlsystem gibt, sondern 
vielmehr aus der Tatsache, daß der von der Industrie 
geforderten Bedarf an Akademikern und der Bedarf

an Lehrern von den Hochschulen nicht mehr gedeckt 
werden konnte. Dementsprechend werden nur Bauten 
unterstützt, in denen Hochschulabsolventen produziert 
werden können. Wohnheime werden nicht errichtet. 
Studenten haben nur zu lernen: nicht einmal die primi­
tivsten Bedürfnisse wie Wohnen und Essen werden be­
rücksichtigt.

Ü b e r S tu d en ten b u d en

Nach dem Kriege wurden in aller 
Eile Hochschulgebäude wieder auf­
gebaut, um wenigstens den Vorle­
sungsbetrieb zu gewährleisten. Stu­
denten gab es damals noch nicht 
viele, für die waren in alt gewohnter 
Art Buden und Wirtinnen da. Daß 
die Buden meistens viel zu klein, 
ohne genügendes Tageslicht, ohne 
Wasser usw. waren, hatte keine Be­
deutung, denn es war ja kurz nach 
dem Krieg. Die Zahl der Studenten 
hat sich inzwischen vervielfacht, die 
Zahl der Buden ist durch die Sanie­
rung von Altbauvierteln zurückge­
gangen. Der Charakter der Buden 
hat sich nicht geändert. Dafür haben 
sich die Mieten geändert: man
verlangt bei unmenschlichen Wohn­
bedingungen astronomische Preise, 
und die Studenten müssen be­
zahlen, denn das Angebot ist 
klein, das wissen auch die Ver­
mieter. Eine Anzeige in einer Hei­
delberger Tageszeitung: Separate
Studentenbude, möbliert mit fließend 
Wasser, Nähe Zentrum, 60,— DM zu­
sätzlich Nebenkosten. Hört sich ganz 
gut an, bewohnbar war diese „Bude“ 
allerdings nicht: sie entpuppte sich 
als 4 qm große Toilette im Treppen­
haus (separat), allerdings mit Stuhl 
(möbliert) und Wasserhahn.

D er D üsseldorfer 
W o h n h e im p la n

Der Düsseldorfer Wohnheimplan, 
ausgearbeitet vom Kuratorium des 
Deutschen Studentenwerks unter 
maßgeblicher Mitwirkung der Kultus­
minister, sieht vor, daß 30% aller
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Studenten in Wohnheimen unterge­
bracht werden können: doch grau 
ist alle Theorie, in Darmstadt können 
zum Beispiel nur 10% der Studie­
renden in staatlichen Heimen woh­
nen. Das rührt zum Teil daher, daß 
1966 für den Wohnheimplan eine 
neue Finanzstruktur beschlossen 
wurde: 5 Gremien wurden finanziell 
und 3 beratend am Bau von Wohn­
heimen beteiligt. Seit 1966 wurde 
dann auch kein staatliches Wohn­
heim mehr gebaut. Die 8 verant­
wortlichen Stellen hatten mit den 
Bau- und Finanzierungsplänen so­
lange Schwarzer Peter gespielt, bis 
jede zumindest einen schwarzen 
Strich hatte, dann wurde man des 
Spielens müde und legte die Karten, 
sprich die Projekte, in die Schub­
lade.

W o h n ra u m s itu a tio n  
in D arm stad t

Zu Beginn des Wintersemesters 
1968 hatten sich ungefähr 2000 Stu­
denten an der THD neu eingeschrie­
ben. Die Wohnkapazität in Darm­
stadt und direkter Umgebung war 
vollkommen erschöpft. Eine große 
Zahl von Studenten, die genaue 
Zahl ließ sich leider nicht feststellen, 
fand noch Monate nach Vorlesungs­
beginn nur in Jugendherbergen, 
karitativen Heimen und Pensionen 
Unterkunft. Die monatlichen Mieten 
für Hotel- und Pensionszimmer kann 
man sich größenordnungsmäßig et­
wa vorstellen. Die Arbeitsbedingun­
gen in Jugendherbergen und ähn­
lichen Heimen entsprechen den

Möglichkeiten eines Bahnhofwarte­
saals. Durch den Aufnahmestop für 
das Wintersemester 1969/70 hat sich 
der Wohnungsmarkt wieder etwas 
normalisiert, d. h. Darmstadts Kapa­
zität ist zur Zeit voll ausgelastet. 
Wenn allerdings im Herbst 1970 der 
Aufnahmestop aufgehoben wird, 
werden nach vorsichtigen Schätzun­
gen mindestens 2000 Studenten 
mehr an der THD studieren:
Von dieser Zahl kann bei den be­
stehenden Verhältnissen nicht ein­
mal ein Viertel zum Teil durch das 
gemeinschaftliche Mieten von Alt­
bauwohnungen, zum Teil in Jugend­
herbergen und Pensionen bei in­
diskutablen Studienbedingungen 
untergebracht werden.
Das Land Hessen hat im Frühjahr 
1969 auf das Memorandum zur ka­
tastrophalen Wohnraumsituation in 
Darmstadt, auf die Appelle des Stu­
dentenwerks, des Senats und des 
Verwaltungsrates, Sofortmaßnahmen

zu ergreifen, nicht reagiert. Sollte 
das Land jetzt, nach einem noch­
maligen Vorschlag des Verwaltungs­
rates, Mittel zum Bau von Studen­
tenwohnheimen zur Verfügung stel­
len, dann werden die Unterkünfte 
nicht mehr rechtzeitig fertig.
Es ist also jetzt schon vorauszusa­
gen, daß im Wintersemester 1970/71 
mindestens 1500 Studenten auf 
Parkbänken und Bäumen bei Minus­
temperaturen übernachten müssen. 
Darmstadt wird daher damit rech­
nen können, daß die städtischen 
Hotels und Pensionen sozialisiert 
werden.
Eine Universität hat man eben mit 
neuen Hörsälen nicht erweitert, 
wenn man dabei „vergißt“, daß die 
Studenten irgendwo wohnen müssen, 
wenn die Mensen der letzte Ab­
schnitt eines neuen Hochschulkom­
plexes sind, wenn auf andere sozia-“ 
le Einrichtungen wie Kindergärten 
schon in der Planung verzichtet wird.

Institutions - Labyrinth
P lan u n g , w ie  sie nicht sein so llte

Planung und Ausführung des Hoch­
schulausbaus haben drei grundsätz­
liche Mängel, die unter anderem da­
ran schuld sind, daß der Hochschul­
ausbau nur sehr zögernd und^^n- 
zeptionslos geschieht:

•  Die Verwaltungsverfahren, die 
bis zur Genehmigung des Bau­
vorhabens abgewickelt werden 
müssen, sind zeitraubend^^n- 
übersichtlich und ideentöte^B

•  Es wird erst geplant, wenn der 
Platz zu eng wird und die Stu­
denten vor der Tür stehen. Dar­
über hinaus zeichnet sich die 
Planung durch eine erschrecken­
de Konzeptionslosigkeit bezüg­
lich Größe, Schwerpunkt in Lehre 
und Forschung und Standort der 
Hochschule aus.

•  Das fehlende Geld, das den zü­
gigen und durchdachten Ausbau 
der Hochschulen verhindert, soll­
te nicht vergessen werden, ob­
wohl mit dem Hochschulbauför­
derungsgesetz (der Bund wird 
verpflichtet, 50% der Bausumme

befaßt sich der Senat mit der Ange­
legenheit. Er s o l l t e  überprüfen, 
ob die Bauabsicht den Lehr- und 
Forschungsvorhaben der Hochschule 
entspricht. Da Planungen dazu nicht 
existieren, muß in der Regel eine 
ad-hoc-Entscheidung getroffen wer­
den.
Anschließend beginnt erst die 
eigentliche Rangelei, denn in der 
Planungskommission (Beratungsgre­
mium für den Verwaltungsrat) und 
im Verwaltungsrat wird festgestellt, 
daß ein Bau entstehen soll, der 
wahrhaftig großzügig in den Aus­
dehnungen ist und in keinem Ver­
hältnis zu den vorhandenen finan­
ziellen Mitteln steht.
Außerdem meint die Stadt, daß die 
konzipierten Gebäude nicht in das 
Stadtbild passen.
Nachdem diese Schwierigkeiten aus 
dem Weg geräumt sind, kann die 
zügige Bauplanung und Bauausfüh­
rung beginnen — sollte man meinen. 
Aber jetzt fängt es erst richtig an, 
denn die Pläne und Akten werden 
auf eine ausgedehnte Reise ge­

Dipl.-Wirtsch.-Ing. 
R U D O L F  W E L L N IT Z

Hochschulbuchhandlung
Darmstadt, Lauteschlägerstraße 4 
Direkt an der Hochschule

Technisches Antiquariat
Darmstadt, Magdalenenstraße 19 
Am Kraftwerk der TH

beizusteuern) eine bessere Bau­
finanzierung in Aussicht steht.

Wie wird geplant?
Angenommen, in einem Bereich der 
Hochschule reicht die Kapazität 
nicht mehr aus, um die angewachse­
nen Studentenzahlen auszubilden; 
oder ein Ordinarius meint, daß sein 
wissenschaftlicher Ruhm nur durch 
eine aufwendige Forschung, die 
viel Raum beansprucht, gesteigert 
werden könne.
Da auch heute noch die „Sachkom- 
petenz“ bei den Institutsdirektoren 
und Lehrstuhlinhabern liegt, trägt 
der betroffene Ordinarius die Vor­
stellungen über die geplante Er­
weiterung in der Fakultät vor. In der 
Fakultät kann eine Entscheidung 
sehr lange verzögert werden, wenn 
Kollegen des Antragstellers meinen, 
daß s i e eigentlich mit dem Ausbau 
an der Reihe sind. Kurz, sie konspi­
rieren gegen die Bauabsichten. 
Nachdem die Fakultät überzeugt ist,

schickt, die einige Jahre dauern 
kann. Hochschulbauamt, Verwaltung 
der Hochschule, Oberfinanzdirektion, 
Kultusministerium und Finanzmini­
sterium veranstalten einen Ring­
tausch, der sich nicht durch beson­
dere Schnelligkeit, sondern durch 
den Dienstweg auszeichnet.
Die Akten wandern in jeder Behör­
de zu den Stellen, die verpflichtet 
sind, ihre gutachtlichen Stellungnah­
men abzugeben. Da mündliche Ab­
klärungen nicht vorgesehen sind, 
nimmt jede Behörde und deren 
Dienststellen schriftlich Stellung. 
Ab und zu geht die durch solche 
Stellungnahmen im Umfang schnell 
anwachsende Akte im Hochschul­
bauamt ein, wo man sich dann be­
müht, einen Konsens aus den Mei­
nungen zu finden. Danach wird das 
Bündel erneut auf die Dienststellen 
— Rallye geschickt, um nach einem 
halben oder einem ganzen Jahr mit 
neuen Bemerkungen wieder einiu- 
gehen.

Mehrzweckgebäude ab WS 71
Noch in diesem Jahr soll auf dem 
Parkplatz an der Arheilger Straße 
mit dem Bau eines Mehrzweckver­
fügungsgebäudes von insgesamt 
6000 m2 Nutzfläche begonnen wer­
den, um die ärgste Raumnot im 
Kernbereich der Hochschule zu be­
seitigen. Im Nachtragshaushalt 1970 
sind bereits 2 Mio DM, rund ein 
Drittel der Bausumme, für dieses 
Bauvorhaben vorgesehen. In diesem 
kurzfristig geplanten Gebäude sollen 
zunächst Arbeitsplätze für die Fa­
kultät Mathematik/Physik geschaffen 
werden. Dadurch freiwerdende Räu­

me im Hauptgebäude sollen den 
Fakultäten MB (Zeichensäle) und 
KuS zur Verfügung gestellt werden. 
Der Neubau, der bis zum WS 1971 
fertiggestellt sein kann, soll so lange 
mit wechselnder Belegung als Ver­
fügungsgebäude genutzt werden, bis 
er von der Physik, in deren Erweite­
rungsgebiet er liegt, als Institutsge­
bäude benötigt wird. Dann erst soll 
auch das Erdgeschoß mit Labors und 
Werkstätten ausgebaut werden. Der 
Bau ist so geplant, daß er später 
noch um bis zu 19.000 m2 erweitert 
werden kann.

Ist die Akte endlich durchs Ziel, 
kann die lang ersehnte Grundstein­
legung erfolgen. In weiteren Jahren 
wird das Gebäude erstellt, wenn 
nicht der öffentlichen Hand gerade 
das Geld ausgegangen ist oder 
sonst eine unvorhergesehene 
Schwierigkeit auftritt.
Davon, daß sich inzwischen unter 
Umständen die Konzeptionen in 
Lehre, Forschung und Studium ge­
ändert haben und die Hochschule 
jetzt an sich ganz anders erweitert 
werden müßte, redet man nicht 
mehr, den^Ble sind froh, daß end­
lich begonr^i werden kann.
Zur Entschuldigung der Beteiligten 
muß jedoch erwähnt werden, daß 
Fragen der Konzeption an sich nie 
eine entscheidende Rolle gespielt 
haben.
Dieser entscheidende Mangel beim 
Hochschulausbau, die Konzeptions­
losigkeit, kann in Darmstadt an ver­
schiedenen Beispielen gezeigt wer­
den.
Die Entscheidung für den Ausbau 
der Hochschule über die Vorkriegs­
kapazitäten hinaus wurde Ende der 
fünfziger Jahre getroffen, als der im 
Krieg zerstörte Kernbereich der 
Stadt für die Hochschule nicht mehr 
zur Verfügung stand, da alles wie­
der aufgebaut war. Die damals be­
schlossene Grundstückserweiterun­
gen hätten in der Nachkriegszeit 
wesentlich schneller erfolgen kön­
nen.
Über die anzustrebende Größe der 
Hochschule herrschen die verschie­
densten Ansichten. Der Wissen­
schaftsrat spricht in seinen Empfeh­
lungen von 5500 bis 6000 Studenten. 
Nach Ausbau des Neubaugeländes 
an der Nachtweide sind es heute 
schon 6700 Studenten. Die Hoch­
schule baut zwar weiter, aber wel­
che Größe eigentlich anzustreben 
ist, bleibt ungeklärt. Heute spricht 
man offen von 8000 Studenten und 
unter der Hand von 10 000 bis 12 000 
Studienplätzen. Die Hochschule er­

klärt auch nicht, daß in absehbarer 
Zeit die größtmögliche für eine 
Universität vertretbare Größe er­
reicht ist und daß das Land sich 
Gedanken über die unverzügliche 
Gründung einer neuen Universität 
an einem anderen Ort in Hessen 
machen müßte. Die für eine Kapazi­
tätsberechnung der Hochschule er­
forderliche völlige Offenlegung der 
wirklichen Belastungen der Profes­
soren und Assistenten wird verhin­
dert, da einige Ordinarien und ihre 
Verbündeten in der Wirtschaft kein 
Interesse daran haben, sich ihre 
Karten aufdecken zu lassen; denn 
dann müßten sie befürchten, daß ihr 
nichtkontrollierter Einfluß geringer 
wird.
An welchen Schwerpunkten in For­
schung und Lehre festgehalten wer­
den muß und welche besonders ge­
fördert werden sollen, wird nicht 
durch eine Gesamtkonzeption ent­
schieden, sondern durch augenblick­
liche Erfordernisse und Vorstellun­
gen von engagierten Personen.
Neue Lehrformen können nur unter 
schwierigen Bedingungen entwickelt 
werden, da der Bau von großen 
Hörsaalgebäuden nicht aufhört.
Dem sozialpolitischen Bereich wur­
de in der Vergangenheit bei der 
Kapazitätsausweitung nicht die not­
wendige Beachtung geschenkt. Der 
Studentenwohnheimbau und der 
Mensaausbau hinken hinter den Be­
darf her. Wohnungen für Studenten­
ehepaare und Kinderkrippen werden 
glatt vergessen.
Über bildungspolitische Vorstellun­
gen, die in die Zukunft weisen, 
macht man sich keine Gedanken an 
der Hochschule. Konzeptionen für 
die Gesamthochschule Darmstadt 
werden nicht entwickelt; denn sie er­
fordern ein radikales Umdenken bei 
denen, die weiter am Ideal einer 
Elitehochschule festhalten. Aktivitä­
ten werden nur im negativen Sinn 
entwickelt. Die Kräfte, die den 
Elfenbeinturm erhalten wollen, mobi­
lisieren sich.

R I C H T I G S T E L L U N G
Das letzte Heft der darmstädter Stu­
dentenzeitung enthält eine mich be­
treffende falsche Darstellung, die ich im 
nächsten Heft wie folgt ricbtigzustellen 
bitte:

„Die darmstädter Studentenzeitung be­
richtet über die abendlichen Aktionen 
am 16. 1. 1970 u. a. folgendes: „KuSt- 
Dekan Eyferth . . .  alarmierte unter der 
Parole . .  . jetzt sei Selbsthilfe den Stu­
denten gegenüber angebracht, die Zu­
hörer des Mondgestein-Vortrags.“ Diese 
Darstellung ist falsch.
Während des gesamten Abends be­
schränkte sich mein Kontakt mit Stu­
denten und weiteren Gruppen auf die­
jenigen, die ohnehin während der Ak­

tionen anwesend waren. Ich hielt ein 
Hinzuziehen weiterer Hochschulange­
höriger nicht für richtig, und ich habe 
weder durch Handlungen noch durch 
Ratschläge eine Ausweitung des Kon­
fliktes begünstigt. Während der Rempe­
leien im M/Ph-Dekanat hielt ich micf) 
im Chemie-Dekanat auf."

Ich bekenne mich zur Abwiegelei, die 
ich z. B. durch Diskusionen betrieb. 
Aufwiegelei möchte ich mir nicht vor­
werfen lassen. Ich muß Sie daher um 
eine ungekürzte und kommentarlose 
Veröffentlichung meiner Gegendarstel­
lung bitten.

Mit freundlichen Grüßen 
Klaus Eyferth
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Fortsetzung: Informatik
Professoren und -assistenten (die Die Studenten retteten sich mit 
lernen es nie) just die drei Ordina- ihrem Veto, eine erneute Behand- 
rien vorschlugen, die gegen den lung fand wegen des Kasseler Ur- 
GAI so erfolgreich intrigiert hatten, teils nicht mehr statt.

Raum  und Rechner
Bauen könnte die Informatik viel­
leicht auf dem freigewordenen Ge­
fängnisgelände im ET-Viertel. Wenn 
das ginge, wäre es von der Sache 
her die optimale Lösung, da die der 
Informatik fachlich nahestehenden 
Fakultäten ET, M/Ph und KuSt in 
der Innenstadt bleiben sollen und 
deshalb ein enger Kontakt möglich 
wäre. Ob das Raumangebot für die 
Informatik ausreicht, wird zur Zeit 
überprüft. Für die Anlaufzeit sollen 
auf alle Fälle Räume in der Innen­
stadt angemietet werden.
Eine günstige Lösung zeichnet sich 
bei der Beschaffung des Großrech-
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ners ab. Da das Hochschulrechen­
zentrum (HRZ), das mit der Infor­
matik nichts zu tun hat, endlich eine 
leistungsfähigere Anlage bekommen 
soll, wird eventuell das Geld aus 
dem Bonner Informatikprogramm 
und aus dem Wiesbadener Hoch-

schultopf für das HRZ (via Deutsche 
Forschungsgemeinschaft) zusammen­
getan und eine größere gemeinsame 
Anlage beschafft. Man erhält dann 
für weniger Geld mehr Rechnerlei­
stung als bei der Anschaffung zweier 
Anlagen, und der Betrieb wäre 
auch billiger. Allerdings sind die 
Finanzierungsmodalitäten noch nicht 
geklärt, und beim HRZ will man 
nicht zu Lasten der Hochschul-Rech- 
nerbenutzer abgehängt werden und 
die zweite Geige für die Informatik 
spielen.

Die Anlage soll nicht gekauft, son­
dern gemietet werden, um der Ge­
fahr zu entgehen, einen ständig ver­
altenden Rechner dastehen zu ha­
ben. Mietanlagen können durch Er­
gänzungsausstattungen und gege­
benenfalls durch Auswechslung eher 
auf dem neuesten technischen Stand 
gehalten werden. Im Erstbau soll 
die Anlage einen Wert von 12 Mio 
haben mit der Möglichkeit, bis auf 
20 Mio DM schnell aufgestockt zu 
werden, zum Teil mit dem HRZ-Geld, 
falls das einzurichten ist. Bei der 
Auswahl der Typen hat man keine 
allzu großen Freiheiten; Bonn will 
im Informatikprogramm eine Viel­
zahl verschiedener Rechner beschaf­
fen. Da die meisten anderen Hoch­
schulen ihre Informatik im Ordina- 
rien-Hauruckverfahren einrichten und 
deshalb weiter als Darmstadt sind 
(dafür haben sie zukünftige Studen­
tenproteste einprogrammiert), engt 
sich die Auswahlmöglid^it laufend 
ein. Nach Gerüchten einige für 
Darmstadt interessante Typen be­
reits „ausgebucht“.

S tud ien beg inn  m it N u m eru s  clausus
Mit dem Studium der „echten“ In­
formatik — eine gleichnamige Fach­
richtung gibt es heute bei ET und 
eine ähnliche Studienmöglichkeit 
bei M/Ph -  soll im Wintersemester 
70/71 begonnen werden, und zwar 
mit Numerus clausus: etwa 300 Be­
werbungen können nach einer Um­
frage unter Darmstädter Studenten 
erwartet werden, Zahlen von etwa 
80 Zulassungen sind derzeit (gegen 
den Wunsch der Studentenvertreter) 
im Gespräch. Außerdem droht eine 
Rahmenprüfungsordnung (Vorsitzen­
der der RPO-Kommission ist Piloty), 
nach der das im Informatik-Memo­
randum vorgesehene prüfungsfreie 
Gruppenstudium nicht möglich ist. 
Und in der TH selbst gibt es starke 
gefühlsmäßige Widerstände gegen 
die Ausbildungsform der Informati­
ker, denen elitäres Studium vorge­
worfen wird, während sich die an­
deren Fakultäten mit Studenten­
massen herumzuschlagen hätten.

Keiner dieser Neider macht sich 
allerdings die Mühe, darauf hinzu­
weisen, daß die Informatik mit dem­
selben Verhältnis Studenten/Lehrer 
& Forscher auskommt wie die be­
stehenden Fakultäten. Und weil die­

se zur Erprobung neuejjfcjrmen der 
Wissensvermittlung unBmig sind, 
darf es die Informatik auch nicht — 
so etwa müssen diese Herren wohl 
denken.

Die im Untergrund wirkenden Piloty 
und Wedekind — sie haben gute Kon­
takte zum Wissenschaftsestablish­
ment in Bonn und Wiesbaden und 
außerdem gibt es inzwischen eine 
dubiose Gesellschaft für Informatik 
e. V. mit reger Darmstädter Ordi­
narientätigkeit — haben mittlerweile 
erkannt, daß ihr „Ohne uns schafft 
ihr es nicht“-Gerücht nicht mehr 
verfängt, zeigen ihr Interesse an der 
Informatik wieder offener und müs­
sen den bösen Studenten eigent­
lich furchtbar dankbar sein, daß die 
einmal die Öffentlichkeit aller Hoch­
schulgremien durchgepaukt haben. 
Jedenfalls stellen sie als Gäste oder 
Öffentlichkeit im GAI und im Unter­
ausschuß für Rechnerplanung ihre 
Vorstellungen ohne falsche Beschei­
denheit zur Diskussion, und in die 
Berufungskommissionen wollen sie 
ja auch. Das hätten sie einfacher 
haben können, und trauen kann und 
darf man ihnen nach allem, was vor­
gefallen ist, nicht.

O hne Fre ih e it d e r Forschung
Mit der Freiheit der Forschung ist 
es in der Informatik nicht weit her. 
Bonn stellt zwar einen großen 
Batzen Geld zur Verfügung, macht 
aber gleichzeitig die Mittelvergabe 
von stark einschränkenden Vorbe­
halten abhängig: Nicht die Hoch­
schulen, sondern Bonner Ministe- 
rialbeamte bestimmen, was und wie

geforscht werden soll; Ungewöhnlich 
daran ist eigentlich nur, mit welcher 
Ungeniertheit den in Forschung und 
Lehre angeblich freien Hochschulen 
(siehe Grundgesetz) genau festge­
legte Aufträge gegeben werden; in 
anderen Fachgebieten ist das nicht 
anders, wird aber nicht so offen de­
monstriert.

Die F u n k tio n äre  schlafen
Die Informatik ist bisher denkbar 
schlecht vorangekommen, und das 
Kasseler Urteil macht die Sache 
auch nicht einfacher. Kein Zweifel 
besteht, daß die Informatik nach 
Darmstadt kommt; Bonn und Wies­
baden haben ein viel zu großes 
Interesse daran, als daß sie Darm­
stadt auslassen würden. Die THD

wäre auch schlecht beraten, wenn 
sie bei der Bedeutung der Computer 
Sciences für alle an der Hochschule 
betriebene Wissenschaft — ohne 
Computer geht es nicht mehr — 
nicht einstiege. Kanzler Wilke im 
Verwaltungsrat: „Wir sollten uns
klar darüber sein, daß die Informatik 
unsere teuerste Fakultät wird.“ Und

eine der großen, vergleichbar ET 
oder MB.
Wenn die Studenten nicht aufpas­
sen, vertun sie hier eine große 
Chance. Bisher haben sie noch keine 
Taktik gefunden, um den konserva­
tiven Vorstellungen vieler Ordinarien 
und Assistenten mit Aussicht auf Er­
folg entgegentreten zu können. Die 
GAI-Studenten haben sich um eine 
solche Taktik keine Gedanken ge­
macht. Sie leben von der Hand in 
den Mund, reagieren immer nur ge­
reizt und wütend auf die Intrigen 
der Konservativen und lassen sich 
immer noch auf das Mauschelei- 
und Intrigenspiel ein, obwohl es 
ihnen bisher nichts eingebracht hat 
als Frustrationen.

Dabei ist gerade die Informatik be­
sonders für die Studenten geeignet, 
Reformvorstellungen zu verwirkli­
chen: großes Interesse des Esta­
blishments an der Einrichtung der 
Informatik, was es über manchen 
neumodischen Kram hinwegsehen 
läßt; die Nullpunkts-Chance mit der 
Möglichkeit, etwas völlig Neues zu 
machen, ohne auf bestehende Zu­
stände viel Rücksicht nehmen zu 
müssen; der zu erwartende Mit­
zieheffekt, falls eine Neuorientierung 
der Lehr- und Forschungsmentalität 
bei dem großen Brocken Informatik 
gelingen sollte; und von Anfang an 
ganz klare Fronten und erkennbare 
Widerstände bei den Konservativen, 
die zu unterlaufen möglich und 
lohnend wäre.

Die Studenten können zwar Reform­
ideen programmatisch artikulieren 
(Informatik-Memorandum), sind aber 
unfähig, die Realisierung dieser 
Ideen auch durchzuboxen. Statt mit­
zumauscheln, hätten sie sich besser 
überlegt, wie man die Reformmuffel 
unter Druck hätte setzen können: 
durch Öffentlichkeitskampagnen, stu­
dentische Aktionen — durch An-

Das hessische Universitätsgesetz soll 
noch durch eine Vorlage zur Perso­
nalstruktur der Universitäten bis zur 
dritten Lesung des Gesetzentwurfes 
im Landtag erweitert werden. 
Landesassistentenkonferenz (LAK), 
Gewerkschaft Erziehung und Wissen­
schaft (GEW), sowie Mitglieder der 
SPD Landtagsfraktion und der Kul­
turpolitischen Arbeitskreise Hessen- 
Süd und Hessen-Nord der SPD wol­
len eine paritätische Kommission 
bilden, die eine Gesetzesvorlage 
zur Personalstruktur für den Land­
tag erarbeiten soll.

drohung wirkungsvoller Sanktionen 
also, die dem Gegner studentische 
Macht demonstriert hätte.

Stattdessen leisten sich die GAI- 
Studenten den Luxus, einen Studen­
tenvertreter (Gisela Jasper) nicht 
auszuwechseln, der ohne jede Be­
gründung laufend mit den Ordina­
rien gegen die anderen Studenten 
abstimmt; stattdessen fallen die Stu­
denten darauf herein, die Wider­
stände nur den Ordinarien Piloty 
und Wedekind anzulasten, denen 
eigentlich gar nichts anderes übrig 
bleibt, als noch reaktionärer zurück­
zugiften. Stattdessen wird im Stu­
dentenparlament diskutiert, aus der 
Informatik auszusteigen, um „keine 
Verantwortung übernehmen zu müs­
sen“ (was immer das konkret hei­
ßen mag); nach dem Motto: Laßt die 
Ordinarien ihre Informatik machen, 
die schlagen wir später doch kaputt.

Heute ist es noch einfach, Einfluß 
auf die Weichenstellung der Infor­
matik zu nehmen; später wird es un­
nütz mehr Energie kosten, Reformen 
durchzudrücken — die Nullpunkt- 
Chance hat man nur einmal. Die 
Studentenfunktionäre sind ziemlich 
albern, wenn sie jetzt ihre Unschuld 
nicht verlieren wollen und ausstei­
gen; was allein zählt, ist nicht die 
keusche Ziererei, sondern wie die 
Informatik in zwei oder fünf Jahren 
dasteht. Weiße Westen hat von 
ihnen sowieso keiner mehr: das Mit­
mauscheln steht der studentischen 
Forderung nach öffentlicher Willens­
bildung aller Hochschulgremien un­
vereinbar gegenüber. Rationalität 
sollte man nicht nur von den Reak­
tionären, Konservativen und Libera­
len fordern, sondern auch von sich 
selbst.

Die Informatik lohnt jeden Aufwand 
der Studenten. Die gesellschaftliche 
Einordnung des Informatikers ist

Nachdem anfangs die Vorstellungen 
der Bundesassistentenkonferenz 
(BAK) Diskussionsgrundlage sein 
sollten, zeichnet sich jetzt eine an­
dere Entwicklung ab.

Der von der BAK vertretene Hoch­
schullehrer auf Zeit, der Assistenz­
professor, soll ersetzt werden durch 
einen Dauerbeamten, der in die Lauf­
bahn der Hochschullehrer eingeord­
net werden soll. Vertreter der Assi­
stentenschaft der TH Darmstadt in 
der Kommission wird Axel Azzola 
sein.

außerordentlich wichtig. Wenn erst 
einmal die großen Datenbanken 
laufen, werden nicht „die Soziolo­
gen das Juristenmonopol in der Ver­
waltung knacken“ können. Die Tech­
nokraten der Macht werden nicht die 
Juristen sein, die die Konflikte zwi­
schen Herrschenden und Abhängi­
gen zugunsten der Herrschenden in 
Paragraphen kanalisieren, sondern 
die, die das Entstehen von Kon­
flikten durch Informationsmanipula­
tion auftragsgemäß entschärfen oder 
unmöglich machen: die Informatiker. 
Der große Computer weiß alles und 
reimt sich den Rest zusammen: Der 
Informationsvorsprung der Mächti­
gen — nur die können sich eine Da­
tenbank finanziell leisten — wird 
noch größer, das abhängige Indivi­
duum ist hoffnungslos im Hinter­
treffen. Auf welcher Seite der Infor­
matiker steht, das ist nach heutiger 
Mentalität eindeutig klar: auf der 
seiner Brötchengeber.

Die Verhinderung der Ordinarien­
informatik lohnt sich in jedem Sta­
dium. Informatik kaputt — das ist 
eine utopische Vorstellung. Die 
Studentenfunktionäre müssen sich 
klarmachen, daß die Informatik wich­
tiger ist als die vielen Fischer, 
Schultz und Staatskommissare.

Fortsetzung

Reform
•  Schaffung eines objektiven Prü­

fungssystems, das die Studenten 
von psychischen Zwängen befreit.

Hat man den Erlaß gelesen, dann 
läßt sich von den Grundsätzen nicht 
mehr viel finden.

Zwar treten Vortrag, Übung, Seminar, 
Praktikum und Exkursion an die Stel­
le des Klassenunterrichts mit An­
wesenheitspflicht, zwar werden die 
Semestralklausuren durch ein Schei­
nesystem, durch Zwischen- und In­
genieurprüfung mit mehreren Ab­
schnitten ersetzt. Aber die Arbeits­
nachweise für die Scheine un.tei- 
scheiden sich faktisch nicht von dem 
heutigen Verfahren mit Versetzungen 
und Klausuren.

Die Studiengänge gliedern sich in 
ein für benachbarte Gebiete weit­
gehend gleiches Grundstudium in 
den mathematisch-naturwissenschaft­
lich-technischen Grundlagenfächern 
und in ein aufgefächertes, differen­
ziertes Fachstudium. Die Zwischen­
prüfung wird nach dem dritten Se­
mester abgelegt, die Ingenieurprü­
fung nach dem sechsten. Im Einver­
nehmen mit den Fakultäten der 
Technischen Hochschule Darmstadt 
soll überprüft werden, ob die er­
kennbare technische und gesamt­
wirtschaftliche Entwicklung die Ein­
richtung neuer Studiengänge recht­
fertigt oder bisherige Studiengänge 
verändert werden sollen.

Der Vorsatz, die psychischen Zwänge 
abzubauen, wird umgekehrt, denn 
das auf sechs Semester ausgerich­
tete Studium wird mit Prüfungen 
aller Art geradezu überschüttet. Für 
die Zwischen- und Ingenieurprüfung 
bleibt das jetzige System mit Be­
notung mündlicher und schriftlicher 
Prüfung erhalten. Auf die Forderung 
der Ingenieurstudenten, die Inge­
nieurprüfung durch eine Arbeit zu 
ersetzen, wird nicht eingegangen. 
Studiert ein Student länger als 
sechs Semester in einem Studien­
abschnitt, so wird er exmatrikuliert. 
Aus Kapazitätsgründen kann in ein­
zelnen Fächern ein Numerus clausus 
eingeführt werden.

Die Reaktion der Ingenieurstuden­
ten ist dementsprechend heftig aus­
gefallen. Falls es bei diesem Erlaß 
bleiben sollte, wird es an den In­
genieurschulen einen heißen Som­
mer geben: die Studenten drohen 
mit einem ganzsemestrigen Streik.

Professor Wedekind
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